
 
 
Internationale Konferenz in Jalta: 
Aufruf zur Verteidigung der Menschenrechte in der Süd- und 
Ostukraine  

Vom 06. – 07.  07. 2014 fand in Jalta/Krim eine internationale Konferenz von Bürger/ 
innen der Ukraine und Repräsentant/innen des internationalen Solidaritätsnetzwer-
kes statt, das zur Solidarität mit den Menschen aufruft, die von dem Krieg bedroht 
sind, den die Kiewer Regierung  mit Unterstützung des Westens gegen die eigene 
Bevölkerung führt. Thema: „Die globale Krise und der Widerstand in der Ukraine.“ 
Von den zwischen 50 und 70 Teilnehmerinnen und Teilnehmern kamen vier Fünftel 
aus den autonomen Republiken Donezk, Lugansk und anderen nach Autonomie 
strebenden Teilen der Ukraine.  

Anwesend waren auch Vertreter/innen aus dem Kiewer Raum wie aus dem karpati-
schen Süd-Westen, des Weiteren rund ein Dutzend Teilnehmer/innen aus den USA, 
Kanada, Schweden, England, Österreich, Deutschland und Russland.  

Erörtert wurden die globalen Ursachen des Kiewer Maidan – die aggressive Krise 
des westlichen Kapitals, das seinen Einfluss zu erweitern und über die Einbindung 
der Ukraine in die Strukturen von  EU, NATO und USA die russische Föderation, 
China und andere potentielle Konkurrenten einzudämmen sucht. 

Erörtert  wurde der Übergang des Maidan von einem radikal anti-oligarchischen, pro-
europäischen Prozess in eine nationalistische Bewegung, dominiert vom radikalen 
„Rechten Sektor“, unter dessen Druck  die Regierung Janukowitsch gestürzt und 
durch eine provisorische Übergangsregierung ersetzt wurde.  

Erörtert wurden weiter die sozialen, historischen und aktuellen politischen Wurzeln 
des Anti-Maidan, die dessen Forderungen nach Autonomie zugrunde liegen: die pre-
käre soziale Lage, die durch den Anschluss der Ukraine an die europäische Freihan-
delszone und die daraus folgende Schwächung der eigenen Industrie noch ver-
schärft werden wird, die historische und ökonomische Verbundenheit mit Russland, 
der Widerstand gegen die vom späten Kiewer Maidan, von der provisorischen und 
jetzigen Regierung Kiews ausgehenden Zwangs-Ukrainisierung unter dem Druck des 
rechten Nationalismus.  

Unterschiedliche Bewertungen gab es zu der Frage, wie die provisorische und ge-
genwärtige Kiewer Regierung zu bezeichnen sei – als nicht legitim, als faschistisch 
oder „nur“ als eine gewaltsam installierte neo-liberale Regierung, welche die Austeri-
tätsziele der ukrainischen Oligarchen und des ausländischen Kapitals mit Hilfe fa-
schistischer Gewalt durchsetzt. Man fand sich in der Formulierung einer „neo-libe-
ralen Regierung, die faschistische Kräfte enthält“.  

Unterschiedliche Bewertung gab es dementsprechend, worauf im Bemühen um 
internationale Solidarität hauptsächlich zu orientieren sei.  



Für die gemeinsame Deklaration setzte sich schließlich eine Argumentation durch, 
welche die Verurteilung des brutalen Angriffs auf die Menschenrechte in den Mittel-
punkt rückt, mit dem die neuen Kiewer Machthaber gegen die nach Autonomie ver-
langende eigene Bevölkerung vorgehen. 

Unterschiedliche Positionen gab es auch – allen voran, versteht sich, unter den 
ukrainischen Teilnehmer/innen – zu den Zielen des Widerstandes. Sind autonome, 
föderale Lösungen im Rahmen eines alle heutigen Teile der bisherigen Ukraine 
umfassenden ukrainischen Staates noch möglich oder kann es keine Einheit mehr 
mit den „Faschisten“ in Kiew geben? Kann und soll ein einheitlicher neuer Staat 
„Novorossia“ begründet werden? Wie sollte er gestaltet sein? Welche Grundsätze 
sollten in ihm gelten? Zu diesen Fragen wurden, salopp gesprochen, so viele 
unterschiedliche Vorstellungen vorgebracht wie Vertreter/innen der verschiedenen 
Regionen, bzw. auch Widerstandszellen anwesend waren – Donezk, Lugansk, 
Slawjansk, Charkow, Ukrainische Karpaten u.a.. Eine russischsprachige Erklärung, 
die eine gemeinsame Zielsetzung für die im ukrainischen Konflikt Stehenden zu 
skizzieren versucht, wurde nach kontroverser, keineswegs beendeter Debatte 
verabschiedet.   

Anzumerken ist, dass die Konferenz angesichts der prekären Lebenssituation der 
Masse der ukrainischen Zivilbevölkerung als ganzer, im Besonderen jedoch der 
Leiden der zur Zeit von der Kiewer Regierung mit Krieg überzogenen Bevölkerung 
des Ostens und des Südens sowie der humanitären Flüchtlingskatastrophe in starker 
Betroffenheit und in angespanntem Ernst vonstattenging; dies umso mehr als die 
aufgrund der Eingliederung in die russische Föderation nicht von den Bürgerkriegs-
wirren erfasste Krim den Hintergrund  bildete, vor dem diese Konferenz stattfand.   
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(Im Anhang die in Jalta verabschiedete Deklaration im englisch gehaltenen Original 
und in deutscher Übersetzung, Übersetzer: Kai Ehlers)  


